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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 16. April 1984 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik über Soziale 
Sicherheit, dem Zusatzprotokoll zu diesem Abkommen und der Vereinbarung 
zur Durchführung des Abkommens 
— Drucksache 10/2684 — 

A. Problem 

Durch das Abkommen und die zusätzlichen Übereinkünfte 
soll im Bereich der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Ren-
tenversicherungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tunesischen Republik der soziale Schutz der beiderseitigen 
Staatsangehörigen sichergestellt und koordiniert werden für 
den Fall, daß sie sich im anderen Staat aufhalten. 

B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitig-
keit und begründet Rechte und Pflichten von Einwohnern bei-
der Staaten in bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten über Soziale Sicherheit im Rahmen seines sachlichen Gel-
tungsbereichs. Es enthält die Grundsätze der Gleichbehand-
lung der beiderseitigen Staatsangehörigen und der uneinge-
schränkten Leistungserbringung bei Aufenthalt der betroffe-
nen Personen im anderen Vertragsstaat. Im Bereich der 
Kranken- und Unfallversicherung ist vorgesehen, daß den 
Versicherten — u. a. auch Touristen — beim Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat Sachleistungen aushilfsweise vom dor-
tigen Träger der Kranken- bzw. Unfallversicherung erbracht 
werden. Ferner ist vorgesehen, daß in der deutschen und tune-
sischen Rentenversicherung zurückgelegte Versicherungszei-
ten zusammenzurechnen sind, soweit dies für die Erfüllung 
des Leistungsanspruchs erforderlich ist. 

Einmütigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für den 
Bund ergeben sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle 
Auswirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 16. April 1985 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik über Soziale Sicher-
heit, dem Zusatzprotokoll zu diesem Abkommen und der Vereinbarung zur 
Durchführung des Abkommens — Drucksache 10/2684 — unverändert anzuneh-
men. 

Bonn, den 11. Dezember 1985 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig 

Vorsitzender 

Stutzer 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Stutzer 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 16. April 1984 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen 
Republik über Soziale Sicherheit, dem Zusatzproto-
koll zu diesem Abkommen und der Vereinbarung 
zur Durchführung des Abkommens — Drucksache 
10/2684 — in seiner 117. Sitzung am 24. Januar 1985 
in erster Lesung beraten und dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zur Federführung und 
zur Mitberatung an den Ausschuß für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit überwiesen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat den Gesetzentwurf am 27. März 1985 beraten 
und aus entwicklungspolitischer Sicht bei einer Ge-
genstimme beschlossen, die unveränderte An-
nahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Beratungen des Gesetzentwurfs in seiner 73. Sit-
zung am 2. Oktober 1985 aufgenommen und in sei-
ner 84. Sitzung am 11. Dezember 1985 abgeschlos-
sen. Er ist dem Vorschlag des mitberatenden Aus-
schusses gefolgt. 

In seiner Schlußabstimmung hat der Ausschuß 
einstimmig die unveränderte Annahme des Gesetz-
entwurfs — Drucksache 10/2684 — beschlossen. 

Der Gesetzentwurf sieht die Zustimmung zu dem 
am 16. April 1984 in Tunis unterzeichneten Abkom-
men, dem Zusatzprotokoll zu diesem Abkommen 
und der Vereinbarung zur Durchführung des Ab-
kommens vor. 

Das Abkommen regelt in umfassender Weise die 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten im Be-
reich der gesetzlichen Krankenversicherung, Un-
fallversicherung und Rentenversicherung. Es be-
gründet unter Wahrung des Grundsatzes der Ge-
genseitigkeit Rechte und Pflichten von Einwohnern 
beider Staaten in bezug auf die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit im Rah-
men des sachlichen Geltungsbereichs des Abkom-
mens. 

Die wesentlichen Regelungen im Bereich der Ren-
tenversicherung umfassen die Zusammenrechnung 
der beiderseitigen Versicherungszeiten für die Er-
füllung der Wartezeiten für einen Rentenanspruch, 
die Zahlung von Teilrenten entsprechend den in der 

Bundesrepublik Deutschland und Tunesien zurück-
gelegten Versicherungszeiten sowie den uneinge-
schränkten Leistungsexport bei Aufenthalt im je-
weils anderen Vertragsstaat. Tunesischen Arbeit-
nehmern wird ein Wahlrecht eingeräumt zwischen 
der Erhaltung der Rentenanwartschaft und der Er

-stattung der Arbeitnehmerbeiträge aus der deut-
schen Rentenversicherung bei Rückkehr ins Hei-
matland. 

Bei der Unfallversicherung sind neben dem unbe-
schränkten Export von Renten und anderen Geld-
leistungen auch Sachleistungen wie beispielsweise 
ärztliche Betreuung bei Aufenthalt im anderen Ver-
tragsstaat vorgesehen. 

Im Bereich der Krankenversicherung wird durch 
das Abkommen die unbeschränkte Zahlung des 
Krankengeldes bei Aufenthalt des Versicherten im 
anderen Vertragsstaat sichergestellt. Versicherte 
und ihre Familienangehörigen erhalten Sachlei-
stungen wie ärztliche Betreuung zu Lasten der 
Krankenkasse der Versicherten auch bei Aufent-
halt im anderen Vertragsstaat. Dies betrifft vor al-
lem die in Tunesien wohnenden Familienangehöri-
gen der tunesischen Arbeitnehmer in der Bundesre-
publik Deutschland und deutsche Touristen in Tu-
nesien. 

Nach Tunesien entsandte deutsche Arbeitnehmer 
und ihre Arbeitgeber in der Bundesrepublik 
Deutschland werden von den Beiträgen zur tunesi-
schen Sozialversicherung freigestellt. 

Das Zusatzprotokoll enthält ergänzend zum Ab-
kommen Bestimmungen über die Rechtshilfe zwi-
schen den beiden Vertragsstaaten, die Vollstrek-
kung von Forderungen der Versicherungsträger 
und Behörden im anderen Vertragsstaat sowie eine 
Schiedsklausel. 

Die Durchführungsvereinbarung enthält vor allem 
technische Bestimmungen, die das Abkommen er-
gänzen und zu seiner Anwendung erforderlich 
sind. 

Das Vertragsgesetz zum Abkommen enthält eine 
Ermächtigung an die Bundesregierung, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes Vereinbarungen zur Durchführung des Abkom-
mens in Kraft zu setzen oder in Ermangelung sol-
cher Vereinbarungen das Nähere zu regeln. 

Bonn, den 11. Dezember 1985 

Stutzer 

Berichterstatter 


